
Bundessozialgericht

Az„: „9 RV„542170

I m N a m e n d e e V o l k e s

Verkündet am ' 4 f '
_

' „ }
48° November 4974 ’ U r t e l l

in dem Rechtestreit
Amtsinspektor -
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

oc.nu«.. oooooooooooooooooooooooooooooooooooooo

Kläger
und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: ooooo

g e g e n

Beklagter und Revisionskléiger°

‘Der 9° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

{ mündliche Verhandlung vom 48° November 4974 durch

Senatspräsidentin Dr„ S c h w a r z

— Vorsitzender — ,
Bundesrichter Dr° R e n n e r ,
Bundesrichter Dr„ w u l f h o r s t ,
Bundessozielrichter S c h ö f i c h und

Bundessozialrichter D 6 r i n g

‚für Recht erkannt:

; _
Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom
45„ Mai 4970 aufgehoben„‘

Die Sache wird zur erneuten Verhawdlung und Ent—
scheidung an das Landessozielgericht zurückver—
wiesen°
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_ 2 _

Q;r u n d_e :

.I

Der 4945 geborene Kläger war nach dem Besuch der Volks—

schule von 4929 bis 4950 in einer kaufmännischen Lehre‚

die er wegen Betriebsauflösung nicht beendeteo Er arbeite——

te von 4954 bis 4954 als Posthelfer und anschließend bis

4959 bei der Firma Kf;li■ & Co° in Siedlinghausen, und

zwar nach einer Auskunft ihrer Bechtsnachfolgerina der
-..,.._‚._ .......... ' ‚....Firma Westfälisches Diabaswerk Pgliwllnn„ ';„_n„; & Co‚„

Siedlinghausen (Diabaswerk)‚ zunächst als Steinbrucharbei—
ter, wurde dann im Betrieb als Maschinist ausgebildet

und zählte zum Facharbeiterstammo Während seines Kriegs—

dienstes‚ den der Kläger von 4959 bis 4945 leistete‚ wur—
de er 4942 verwundet° Er ist seit 4947 als Amtsbote und

Vollziehungsbeamter bei der Amtsverwaltung Niedersfeld

in Winterberg beschäftigt„ Seit 4962 wird er nach der

Vergütungsgruppe VII des Bundesangestelltentarifes(BAT)

bezahlt° — '

4952 gewährte der Beklagte dem Kläger Beschädigtenrente

nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) entsprechend einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) von 40 V„H„ und aner—
kannte die Schädigungsfolgen ”geringe Bewegungseinschrän—

kung der Schulter und des Ellenbogengelenks und Lähmung

des Speichennerven nach in ausr„ Stellung verheiltem

Oberarmschußbruch rechts"° Nach erfolglosem Einspruch

verurteilte das 0berversicherungsamt (OVA) Dortmund den

Beklagten am 45° Oktober 49559 dem Kläger Rente nach einer

MdB um 50 VOH„ zu zahlen? weil er nach seinen glaubhaf—

ten Angaben als Amtsbote‚ der netto monatlich DM 545,——

einschließlich des Kindergeldes für zwei Kinder ausge—
zahlt erhalte9 mindestens DM 400‚—— netto weniger als in

seinem früheren Beruf eines Naschinisten verdiene und als

Amtsbote keinen wirtschaftlich und ideell gleichwertigen
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Beruf habe° Zudem sei der Kläger in diesem Beruf hinsicht—

lich der Schreibfähigkeit erheblich behindert° Der gegen das

Urteil eingelegte Rekurs wurde zurückgenommen.

Das Versorgungsemt (VersorgA) holte von der Firma Diabas—
werk eine Auskunft vom 280 April 1967 über die tariflichen

Stundenlöhne eines Maschinisten ab 1964 ein, außerdem über

das Einkommen des Klägers seit dieser Zeit eine Auskunft

der Amtsverwaltungs Niedersfeld vom 8° Dezember 1967° Durch

Bescheid vom 2„ Januar 1968 stellte das VersorgA die MdE

auf 40 V„H. ab 1„ Januar 1964 neu fest, weil das Einkommen

des Klägers seit 1964 erheblich höher sei als das eines Mai

schinisten und ein sozialer Abstieg nicht mehr bestehe° Der

Widerspruch blieb erfolglos (Bescheid vom 12° Juli 1968)‚

Das Sozialgericht (SG) Dortmund vernahm im anschließenden

Rechtsstreit verschiedene Zeugen über die Berufsaussichten

des Klägers bei der Firma K.;211111‘:;51113311ä-&Co„ und verurteilte den

Beklagten am 14° April 1969 unter Aufhebung der angefochte—

nen Bescheide‚ dem Kläger weiterhin Rente nach einer MdE

von 50 v.H° zu gewähren° Das LandesSozialgericht (LSG), das

die Personalakte des Klägers beizog, wies durch Urteil vom
15° Mai 1970 (Breithaupt 1971, 52) die Berufung des Beklag—

ten zurück. Es führte aus: Die Neufeststellung des Versor—

gungsanspruches nach 5 62 BVG sei nicht berechtigt, weil
sich die Verhältnisse‚ die dem Urteil des OVA zugrunde gele—

gen hätten‚ nämlich ein besonderes berufliches Betroffen—

sein bei einer Einkommensminderung von mindestens 20 v„H„

nicht nachträglich wesentlich geändert hätten° Das VersorgA
habe den angefochtenen Bescheid auf unzutreffende Voraus—

setzungen für den Einkommensvergleich gestützt° Da die frü—

here Arbeitgeberin des Klägers nicht mehr existiere‚ sei

das Einkommen, das der Kläger als Maschinist ohne die Schä—
digungsfolgen vermutlich verdiente, nicht — wie im ange—
foehtenen Bescheid — durch eine Auskunft der Rechtsnachfolge—

rin der früheren Arbeitgeberin, sondern nach den vom
Statistischen Bundesamt bekanntgegebenen Durchschnitts—
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vediensten der Arbeiter in der Industrie Steine und Erden

zu ermitteln; diese für einen Einkommensverlust im Sinne

des 5 30 Abs° } und 4 BVG maßgebenden Durchschnittsver—

dienste seien dann zum Vergleich heranzuziehen, wenn der

frühere Arbeitgeber des Beschädigten nicht mehr cristiere

und anders nicht mit Sicherheit entschieden werden könne‚

ob der Beschädigte nach 5 50 Abs° 2 BVG besonders beruf—
lich betroffen sei° Der Kläger sei als ausgebildeter Ma—

schinist in die Leistungsgruppe 4 der Arbeiter einzustu—

fen° Das statistische Durchschnittseinkommen eines Ma—

schinisten von DM 878,75 DM zum 40 April 4964 und von

DM 4„447‚—— im Juli 4968 sei ri. um 40 V°H° höher als das

tatsächliche Einkommen des Klägers‚ von dem der erhöhte

Ortszuschlag und das Kindergeld für zwei Kinder abgezogen

werden müßten und das mithin im April 496% DM 808‚—— und
im Juli 4968 DM 999‚—— erreicht habe° Eine solche Einkom—

mensminderung genüge nicht? um eine einmal wegen besonde—

ren beruflichen Schadens früher festgestellte MdB herab—

zusetzen° Eine anerkannte wirtschaftliche Einbuße könne

sich nachträglich im Sinne des 5 62 BVG nur dadurch än—
dern, daß der Beschädigte einen sozial gleichwertigen Be—

ruf erreicht habe und deshalb auch die in der Zeit nach

der Schädigung eingetretenen Nachteile ausgeglichen seien„

Der wirkliche wirtschaftliche Schaden des Klägers sei
nach alledem höher als mit 40 V„Ho zu bewerten° Das LSG

hat die Revision zugelassen°

Kit der Revision rügt der Beklagte die Verletzung des

5 50 Abs° 2 und des 5 62 BVG7 hilfsweise verfahrensrecht—
liche Verstöße gegen 5 428 Abs° 4 Satz 4 und des Sozial—
gerichtsgesetzes (SGG)° Die Höhe des wirtschaftlichen

Schadens im Sinne des 5 50 Abs„ 2 BVG sei nicht nach sta—

tistischen Durchschnittsverdiensten‚ was das LSG auch

nicht näher begründet habe, sondern im Einzelfall möglichst

genau zu ermitteln, da das Gesetz — anders als beim Be—

rufs— und Witwenschadersausgleich(S 50 Abs„ 3 und 4‚

_5_.
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% 40a BVG) — hierbei-eine pauschalierte Berechnung nach

einem Durchschnittseinkommen nicht vorsehe° Durch die Aus—

kunft der Firma Diabaswerk sei der mutmaßliche Arbeits—

verdienst des Klägers individuell und auch genauer festge—

stellt worden als an Hand von Durchschnittsverdiensten

einer bestimmten Arbeitnehmergruppe im ganzen Bundesgebiet,

Weil der letzte Beschäftigungsbetrieb des Klägers vor der '
Schädigung wirtschaftlich gesehen weiterhin bestehe, der

Arbeitsplatz eines Maschinisten ihm dort erhalten geblie—

ben sei, fehlten die Voraussetzungen für eine sachgerechte

‚
Ermittlung des wirtschaftlichen Schadens im Sinne des @ 50

Abs° 2 BVG an Hand von Durchschnittsverdiensten (Urteil

des Bundessozialgerichts —BSG—vom 8° Juli 4969 — 9 RV 788/67),

Soweit das LSG davon ausgegangen sei, das mutmaßliche Ein—

kommen lasse sich nicht sicher genug durch Auskünfte der

Firma Diabaswerk ermitteln, habe es 5 128 Abs° 1 Satz 4 SGG
verletzt; außerdem habe es die für seine Überzeugung lei—

tenden Gründe nicht mitgeteilt° Verschiedene Umstände Spra—

chen gerade dafür, daß der Kläger ohne die Schädigung in

seinem früheren Beschäftigungsbetrieb arbeitete°

Entgegen der Ansicht des LSG hätten sich die Verhältnisse,
die für das Urteil des OVA maßgebend gewesen seien, infolge

Wegfalls der früheren Einkommenseinbuße (Urteil des BSG

vom 16, Juli 1968 — 9 RV 610/67) bis auf einen unwesentli—
chen Teil derart geändert, daß die angefochtene Neufeststel—

lung berechtigt sei, Für den Kläger als Angestellten des
öffentlichen Dienstes mit einer Zusatzversorgung komme auch

eine Verschlechterung der Altersversorgung nicht in Betracht;

diese könne im übrigen allenfalls später im Rahmen des
5 50 Abs° 2 BVG berücksichtigt werden°

Der Beklagte beantragt,

unter Abänderung der Urteile des

LSG und des SG die Klage abzuweisen,
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hilfsweise„

das Urteil des LSG aufzuheben und die

Streitsache an dieses Gericht zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung

zurückzuverweisen°

Der Kläger beantragt()

die Revision des Beklagten zurückzuweisen„

hilfsweise‚

die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuver—

weisen°

Der Kläger hält die Bemessung der wirtschaftlichen Schädi—

gung nach den amtlich ermittelten Durchschnittsverdien—

sten für zutreffend‚ weil nicht auszuschließen sei‚ daß er
ohne die Schädigungsfolgen in anderen Steinbrüchen oder

gleichartigen Betrieben als Maschinist oder Betriebs-

leiter Arbeit gefunden hätte„ Dazu habe er bisher nichts

vorgetragen‚ weil dieser Tatbestand für ihn nicht als er—

heblich zu erkennen gewesen sei° Das LSG habe auch nicht
5 62 BVG verletzt° Soweit der Beklagte verfahrensmäßig

unzureichende Feststellungen beanstande, sei die Rüge

nicht ausreichend substantiiert„ Den Hilfsantrag stelle er

für den Fall von Verstößen gegen 5 50 Abs„ 2 und € 62
BVG9 damit Feststellungen über seine weiteren beruflichen

Aufstiegsmöglichkeiten getroffen werden könnteno 5 428
SGG sei nicht verletzt‚ weil das LSG aufgrund seiner

Rechtsauffassung die vom Statistischen Bundesamt ermit—

telten Vergleichseinkommen berücksichtigt habe° Im übri»

gen verweise er auf die Bescheinigung des Diabaswerks

vom 480 Juli 1969 über den höheren Maschinistenlohn

bei übertariflicher Arbeitszeit°
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II

Die Revision ist zulässig (@@462 Abs° 4 Nr, 4, 464, 466
SGG)° Sie ist auch im Sinne einer Zurückverweisung er—

folgreich°

Die zwischen den Beteiligten umstrittene Neufeststellung

der Besohädigtenrente wäre nach 5 62 Abs° 4 Satz 4 BVG idF

des 5„ Neuordnungsgesetzes (NOG) vom 28, Dezember 4966

(BGBl I 750) berechtigt, wenn in den Verhältnissen, die

für die letzte vorausgegangene Entscheidung über den Renten—

anspruch des Klägers maßgebend waren, nachträglich eine

entsprechende wesentliche Änderung eingetreten wäre°
Als "@@ggntligh” in diesem Sinne wäre eine nachgewiesene!

Veränderung anzusehen, die die MdB um wenigstens 40 v.H°

und dementsprechend die Grundrente (% 54 Abs, 4 BVG) ver—
ringerte (BSG 25, 492, 495; BSG SozR Nr° 55 zu 5 62 BVG)°

Das gilt zumal dann, wenn — wie im vorliegenden Fall — mit

der Neufeststellung die Schwerbeschädigteneigenschaft, d„h°

der Rentenan5pruoh nach einer MdB von 50 V„H„ (@ 40 Abs° 2

BVG), verloren geht; denn von dieser Rechtsstellung hängen

verschiedene weitere Versorgungsleistungen nach dem BVG

und sonstige rechtliche Vergünstigungen ab° Davon ist das

LSG mit Recht ausgegangen„ Das LSG hat außerdem zutreffend

der Prüfung, ob eine ”wesentliche Änderung" eingetreten ist,
das rechtskräftige Urteil des OVA vom 45° Oktober 4955

zugrunde gelegt, das die MdB mit 50 V„H° um 40 V°H° höher.

als im allgemeinen Brwerbsleben (% 50 Abs, 4 Satz 4 Halbs„4
BVG in der 4950 bis 4955 geltenden Fassung) bewertet hatte,

weil der Beruf des Amtsboten, den der Kläg“; nach der Schä—

digung ergriffen hat, seinem früher ausgeübten Beruf eines

Naschinisten ”ideell und wirtschaftlich" nicht gleichwertig

und weil der Kläger besonders wirtschaftlich betroffen und durch

die Schädigungsfolge in der Schreibfähigkeit besonders be—

hindert sei° Das LSG hat schließlich mit Recht nach 5 62
Abs, 4 Satz 4 BVG geprüft, ob diese berufliche Schädigung
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im Sinne des 5 50 Abs° 1 Satz 1 Halbso2 BVG (in der dama—

ligen Fassung) nicht mehr besteht und daher nach der für

den vorliegenden Fall im wesentlichen inhaltsgleichen

Vorschrift des 5 50 Abs() 2 BVG in der seit 1964 geltenden

Fassung des 2°NOG vom 210 Februar 1964 (BGBl I 85;

BSG 15, 208; 26, 215, 215) die Höhe der Grundrente nicht

mehr bestimmen kann, Für den nach 5 62 Abs„ 1 Satz 1 BVG
gebotenen Vergleich hat das LSG dem früheren Einkommens—

verlust den für die Zeit ab 1964 festzustellenden Unter—

schied zwischen dem tatsächlichen Amtsbotengehalt des
Klägers, abzüglich des “Kindergeldes” und des ”erhöhten

Ortszuschlages” für zwei Kinder, und dem durch das Statis—

tische Bundesamt für das Bundesgebiet ermittelten Durch—

schnittslohn der männlichen Facharbeiter (Leistungsgrup—

pe 1) in der Grundstoff— und Produktionsgüterindustrie

der Steine und Erden gegenübergestellto ' '

Bei diesen beiden Vergleichen einerseits nach 5 62 Abs„ 1

BVG und andererseits nach 5 50 Abs° 2 BVG, die zugun—
sten des Klägers ausgefallen sind, hat das LSG aber die

Bindungswirkung des OVA—Urteils nicht genügend beachtet und

deshalb auch keine ausreichenden tatsächlichen Feststel—

lungen über die Umstände, die den Lohn des Klägers als Ma—
schinisten 1955 bestimmt hätten und damals für sein Ange—

stelltengehalt maßgebend waren, getroffen° Auf die Auffas—

sung des Beklagten, das LSG hätte nicht das statistisch

ermittelte Durchschnittseinkommen der Facharbeiter der

Industrie der Steine und Erden zum Vergleich heranziehen

dürfen, weil der Kläger ohne die Schädigungsfolgen wahr—
scheinlich weiterhin im Diabaswerk in Siedlinghntsen tätig

wäre, kommt es bei der bisher festgestellten Sachlage

nicht an„ Hier geht es nicht um eine erstmalige Vergleichr—

berechnung nach 5 50 Abs° 2 BVG, bei der jenes Vergleichs«

einkommen außer Betracht liegen könnte„ Vielmehr ist der
ab 196% vorzunehmende Einkommensvergleich (% 50 Abs„ 2

BVG) von der Vergleichsberechnung, die das OVA angestellt

__9._
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hatte, abhängig, weil die damaligen rechtserheblichen Ver—

' hältnisse den heutigen gegenüberzustellen sind° Nach

5 62 Abs„ 1 Satz 1 BVG ist der Versorgungsanspruch allein
entsprechend dem Ausmaß der nachgewiesenen Änderung neu fest—

zustellen;dabei ist die letzte rechtsverbindliche Entschei—

dung (5 77 SGG) ungeachtet ihrer Richtigkeit mit den zu—
grunde liegenden tatsächlichen und rechtlichen Verhältnissen

vergleichsweise heranzuziehen und insoweit nicht zurückzu—

nehmen‚ als sich diese Umstände nicht geändert haben und

die Entscheidung nicht rechtswidrig geworden ist (BSG 19,

15, 16 bis 17; 197 779 78 bis 79; 26, 215, 215)° Für den

Vergleich nach 5 62 Abs° 1 Satz 1 BVG sind alle Umstände} die
für die frühere Feststellung maßgebend und damit rechtser-

heblich waren‚ zu berücksichtigen°

Zu den unveränderten ”Verhältnissen"‚ die bei der Prüfung

des Versorgungsanspruchs für die Zeit ab Januar 1964 bindend

zu übernehmen sind, gehört auch der rechtliche Maßstab für

die Beurteilung der früher festgestellten Tatsachen als

Grundlage des Versorgungsanspruches‚ die Beurteilungsgrund—

lage° Der Maßstab für die Bestimmung des rechtlich verwerte—

ten Saehverhalts‚ nach dem zuletzt über den Versorgungsan—

spruch befunden werden war, kann sich — außer im'Falle einer

Rechtsänderung (BSG 15‚ 208 f) — nicht nachträglich ändern°
Jenn das OVA bei der im Urteilstenor enthaltenen Entscheidung

über die MdB des Klägers ein besonderes berufliches Betrof-

fensein des Klägers berücksichtigt hatte, ist bei dem nach
5 62 Abs„ 4 Satz 4 BVG gebotenen Vergleich von diesem Be—
wertungsfaktor der MdB (BSG 22‚ 829 85 bis 84; 25, 188,
190), soweit seine Voraussetzungen unverändert geblieben

sind‚ auszugehen (BSG 199 15‚ 16 bis 17; 19‚ 77, 79)°

Außerdem ist der damals angewandte Maßstab zur Beurteilung
des besonderen Berufsschadens auch der neuen Feststellung

des Versorgungsanspruches zugrunde zu legen° Nach 5 62 Abs° 1

Satz 1 BVG können und dürfen nur vergleichbare Verhältnisse
einander gegenübergestellt werden° Soweit sie meßbar sind‚

zB° Einkommensbéträge‚ ist eine nachträgliche Änderung
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ihres Ausmaßes nach denselben Bemessungsmaßstäben zu er-

mitteln, die zu der früheren Entscheidung geführt haben,

die mitsamt den zugrunde gelegten Tatsachen für die frü—

here Feststellung ”maßgebend" waren (BSG 45, 250, 251),

Die neue Entscheidung darf nicht nach anderen rechtserhcb—

lichen Gesichtspunkten getroffen werden als denjenigen,

die bei der früheren berücksichtigt wurden°

Was zu diesen vergleichbaren “Verhältnissen” zu rechnen

ist, muß mit allen verfügbaren Erkenntnismitteln geklärt

werden, bevor die Prüfung möglich ist, ob sie sich nach—
weislich wesentlich geändert haben (vglo zu den dem 5 62

BVG entsprechenden @@608 und 4295 Abs, 4 der Reichsver—
sicherungsordnung aF; BSG ?, 295, 299 f; BSG, Breithaupt

1964, 24)„ Das OVA hatte seiner Entscheidung über den

wirtschaftlichen Schaden des Klägers einen monatlichen

Einkommensverlust von DM 100,—— netto zugrunde gelegt und

war dabei von einem monatlichen Amtsbotengehalt des Klä—

gers von netto DM 545,—— (mit zwei Kindern) auSgegangen°

Aus welchen Tatsachen es im übrigen auf den festgestellten

Schaden schloß, ist mit Ausnahme einer Feststellung über

die Behinderung des Klägers (Schreibfähigkeit) seinem

Urteil nicht zu entnehmen, Insbesondere fehlen einerseits

weitere Einzelheiten über den Beruf, den der Kläger we—

gen der Schädigungsfolgen nicht ausüben kann, zB, der über

das zu erzielende Brutto— und Nettoeinkommen, über den

Arbeitsplatz, andererseits über die einzelnen Berechnungs—

grundlagen des Amtsbotengehaltes° Das OVA hatte sich al—

lein auf die "glaubhaften Einlassungen” des Klägers über

seine Einkommen als Amtsbote und über den Unterschieds—

betrag gestützt° Auch das Urteil des LSG enthält nichts

genaues darüber, nach welchem Vergleichseinkommen, das

der Kläger ohne die Schädigungsfolgen erzielen würde,

der Ninderverdienst 1955 errechnet wurde, Das LSG hat

‚
lediglich als -atsachen, die die Revision nicht ange—

griffen hat und die daher für das Revisionsgericht bin—
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dend sind (% 165 SGG)‚ einen Einkommensunterschied von
DM 100‚—— netto angenommen und diesen Betrag mit mindestens

20 V„H° des sonst erzielten Verdienstes bewertet° Zu den

"Verhältnissen”, die für die Entscheidung des OVA maßgebend

waren, gehören aber außerdem weitere Umstände, nach denen

sich die ververtcten Einkommensbeträge richteten und die

zugleich mit diesen für die\Vergleichsgrundlage wesentlich

waren„ Hierzu rechnet auf der einen Seite, ob der Kläger

damals den angenommenen Verdienst als Maschinist auf einem

Arbeitsplatz im Diabaswerk in Siedlinghaüsen, den er 2

bis 1959 inne hatte, oder auf einem anderen, auf den er

nach dem Krieg bei einer weiteren Beschäftigung im selben

Betrieb versetzt werden wäre? oder als Durchschnittsver—

dienst für Maschinisten auf dem Arbeitsmarkt — auch außer—.

halb dieses Betriebes — erzielt hätte° Das Urteil des OVA

erwähnt nicht einmal die frühere Beschäftigung des Klägers
im Diabaswerk Siedlinghausen„ Auch das LSG hat nicht fest—

gestellt, auf welchem Arbeitsplatz oder auf welchen Ar—

beitsplätzen der Lohn erzielt worden wäre, der netto um
DM 100,—— höher als das Gehalt des Klägers gewesen sein

soll° '

Das OVA kann die vom Statistischen Bundesamt laufend er—
mittelten Durchschnittsverdienste der männlichen Indu—

striearbeiter‚ die das LSG seiner Vergleichsberechnung
zugrunde gelegt hat, nicht berücksichtigt haben; denn diese

werden erst seit dem Gesetz über die Lohnstatistik vom
18° Mai 1956 (BGBl I 429) in der für @ 50‚Abs„ 5 und 4 BVG

maßgebenden Weise erhoben (vgl° @ 50 Abs„ 7 BVG, @ 5 Abs„

1 der Verordnung zur Durchführung des 5 50 Abs° 5 und 4
BVG —DVO— vom 50° Juli 1961 — BGBl I 1115 — und die fortlau—

fenden Fassungen; Bekanntmachung der Leistungsgruppen im

Bundesversorgungsblatt —BVB1—1960‚ 151)° Falls das OVA
mit dem Maschinistenlohn‚ von dem es ausgegangen ist, das

Durchschnittseinkommen von Facharbeitern der Industrie der

Steine und Erden auch außerhalb des Diabaswerkes Siedling—

hausen seinem Urteil zugrunde gelegt hätte, wäre es im
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Rahmen der zu beachtenden Bindungswirkung sachgerecht,

nach dem gleichen Maßstab das seit 4964 maßgebende Durch—

schnittseinkommen aus den Erhebungen des Statistischen

Bundesamtes zu entnehmeno Nach diesen Werten wird zwar

kraft Gesetzes allein der.Einkommensunterschied‚ von dem

der BerufsschadensauSgleich nach 5 50 Abs° 5 und 4 BVG,

mithin eine andere Leistung (BSG 29‚ 208) abhängt, bemes—

sen° Diese Durchschnittsverdienste eignen sich aber auch

als brauchbares Beweismittel für die Feststellung eines

wirtschaftlichen Schadens‚ der ein besonderes berufli—

ches Betroffensein im Sinne des 5 50 Abs° 2 BVG bedingt‚

falls nach dem Sachverhalt des Einzelfalles nicht geügend

dafür spricht‚ daß der Beschädigte ohne die Schädigungs—

folgen seinen Beruf an einem bestimmten Arbeitsplatz oder

bei einem bestimmten Arbeitgeber ausüben würde (Urteil

des BSG vom 80 Juli 4969 — 9 RV 788/679 auszugsweise ver—

öffentlicht in BSG50, 24‚ 25 und BVBl 1970‚ 55)° Ob der
Kläger den vom OVA angenommenen Masehinistenlohn 4955 in

seiner früheren Stellung im Diabaswerk verdient hätte‚

muß durch eine Befragung der jetzigen Betriebsleitung ge—

klärt werden:> wobei der letzte Arbeitsplatz des Klägers

vor dem Kriegsdienst genau beschrieben werden sollte„

Auf der anderen Seite ist für die Vergleichsberechnung

nach 5 50 Abs„ 2 BVG ab 4964 gemäß 5 62 Abs„ 4 Satz 4 BVG

verbindlich7 daß 4955 in der Vergütung des Klägers von
netto DM 545‚—— Kinderzuschläge für zwei Kinder nach der

ausdrücklichen Feststellung des OVA enthalten waren und

wohl auch ein entsprechend erhöhter Wohnungsgeldzuschuß

enthalten gewesen sein wird (@ 42 der Allgemeinen Tarif—

ordnung für Angestellte im öffentlichen Dienst;

55 4, 69 40 der Tarifordnung A für Angestellte im öf—
fentlichen Dienst —TO„A— in der damaligen Fassung;

Vglo zur ähnlichen Bemessung der Beamtenbesoldung:

BSG 29, 459‚ 445 f)„ Zu den Verhältnissen9 die der Ent—
scheidung des OVA zugrunde lagen9 gehört auch die Bemes—
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sung
des Angestelltengehaltes mit oder ohne solche Familien—

zuschläge‚ wie es dem regelmäßig ohne entsprechende Zula—

gen gewährten Maschinistenlohn nach 5 50 Abs„ 1 Satz 1

Halbs„2 BVG aF gegenübergestellt wurde„ Diese Bestim—

mungsgrößen des Vergleichslohnes sind auch dann verbindlich,

wenn das OVA sie zu Unrecht mit dem Maschinisten—Nettolohn
verglichen hatte° Das hat das LSG nicht beachtet‚ als es

ohne Rücksicht auf die Bindung an das rechtskräftige Urteil

bei dem Vergleich nach 5 50 Abs° 2 BVG von den Bruttobezü—

gen des Klägers das ”Kindergeld” und den für zwei Kinder'ér—

höhten 0rtszuschlag“ abgezogen hat° Durch die Vergleichsbe—

rechnüng des OVA war bindend entschieden‚ daß weiterhin

nach 5 62 Abs„ 4 Satz 4 BVG das Gehalt des Klägers unter
Einbeziehung der Sozialzuschläge für den neuen Einkommens—

vergleich heranzuziehen ist° Die Art und Weise, wie die vom

OVA vorauSgesetzten Bemessungsgrößen die wirtschaftliche

Lage des Klägers und die Höhe seines Einkommensverlustes

bestimmten‚ hat sich nicht nachträglich verändert° Keinesfalls

können ohne eine Bindung an jene Berechnungsweise entspre»

chend der für den Berufsschadensausgleich geltenden Vor—

schrift des 5 40 DVDzu 5 50 Abs„ 5 und 4 BVGiVm 5 2 Abs„ 4
Nr° 9 der DVD zu 5 35 BVG idF vom 9° November 1967 (BGBl

I 1140) die Kinderzuschläge und die nach den Kindern bemesse-

ne Erhöhung des Wohnungsgeldzuschusses bei dem tatsächlichen

Einkommen des Klägers außer Betracht bleiben, wenn dies mit
dem Verdienst eines Maschinisten zu vergleichen ist° Die
Bindung an die Vergleichsmaßstäbe des OVA ist auch nicht

dadurch beseitigt worden‚ daß sich durch die spätere Ein-
führung von Kindergeld für Arbeitnehmer außerhalb des öffent—

lichen Dienstes (Kindergeldgesetz vom 150 November 1954 — “
BGBl I 555) deren Einkommenslege im Verhältnis zu den An—
gestellten mit Vergütungen nach TO„A/BAT verändert hat°

Mit dem Einkommensbetrag von netto DM 545,-—‚ der Kinder—

zuschläge für zwei Kinder umfaßt haben soll‚ stand bei der

Anwendung der TO„A, die das OVA wie das LSG unterlassen
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haben, fest‚ in welcher Höhe außer dieser Eamilienzulage

auch ein erhöhter Wohnungsgeldzuschuß gewährt wurde, wenn

von der Dienstzeit und von der Vergütungsgruppe des Klä—

gers ausgegangen wird° Die unbekannten Einzelteile der

Gesamtvergütung kann das LSG an
Hand der Personalakten

oder durch eine Auskunft der Amtsverwaltung ermitteln°

Ebenso kann es feststellen‚ ob mit dem Betrag von
DM 545‚——‚ von dem der Kläger behauptete‚ es handele sich

um das ”ausgezahlte” Entgelt„ das Nettogehalt gemeint

war, das um DM 400‚—— netto unter dem Maschinistenlohn

gelegen haben soll° Ob dieser Lohn 4955 auf einem bestimm—

ten Arbeitsplatz oder durchschnittlich erzielt wurde‚ läßt

sich mit Hilfe jener Bestimmungsgrößen aufklären° Dem Re—

visionsgericht ist eine solche Sachaufklärung verwehrt°

Es darf die entscheidungserheblichen Tatsachen‚ soweit

sie das LSG nicht bereits festgestellt hat, nicht den im

Berufungsverfahren beigezogenen Akten entnehmen (BSG SozR

Nr° 9 zu 5 465 SGG)° Ohne die fehlenden Tatsachenfeststel—

lungen läßt sich nichts genaues über die dem Urteil des

OVA zugrunde gelegte Berechnungsweise allein aus der ver—
öffentlichten TO.A schließeno_ '

Nachdem das LSG die noch erforderlichen Feststellungen

über die Einkommensunterschiede im Januar 4955 und seit

Januar 4964 getroffen hat‚ wird es bei den nach 5 62 Abs„4

Satz 4 BVG und 5 50 Abs° 2 BVG gebotenen Vergleichen zu—
sätzlich zu berücksichtigen haben‚ daß das OVA ein be—

sonderes berufliches Betroffensein des Klägers auch we—

gen eines ”ideellen” Schadens angenommen hatte° Dabei wird

zu prüfen sein? ob ein damit anscheinend gemeinter sozia—

ler Abstieg des Klägers als selbständiger Schadenstatbe—

stand (vgl° BSG 40‚ 69‚ 70, 74) inzwischen ausgeglichen
ist‚ etwa unter dem Einfluß der Einkommensentwicklung

(Vgl° zB° BSG, BVBl 4960, 54), oder aber weiterhin geson—
dert bewertet werden muß (BSG 26‚ 243„ 246)„ Schließlich

wäre auch zu berücksichtigen‚ ob der Kläger weiterhin als
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Amtsbote beim Schreiben erheblich behindert ist, wie das

OVA angenommen hatte, und ob er deshalb besonders beruflich

betroffen ist, weil er als Maschinist Aufstiegsmöglichkeiten

gehabt hätte, die in seinem jetzigen Beruf nicht bestehen°

Dagegen erscheint es schon nach dem bisher bekannten Sach-

verhalt bedenklich, mit dem LSG eine weitere Schädigung

in der Altersversorgung zu berücksichtigen° Eine solche

hatte das OVA nicht mitbewertet„ Sie läßt sich auch erst

später feststellen, wenn sie eintritt, wobei die Zusatz—

versorgung des öffentlichen Dienstes ins Gewicht fallen
wird° Die vom LSG zitierten Urteile des BSG (SozR Nr„ 8

zu 5 50 BVG und 40 BV 407/58 vom 25° Juni 4959, Bericht in

Versorgung3beamter 4959, H„44, Rspr° Nr° 57) betreffen

andere Sachverhalte als der vorliegende Fall°

Aufgrund des Gesamtergebnisses der Beweisaufnahme wird

— gegebenenfalls unter Beachtung der Grundsätze über die

Beweislast — darüber zu
entscheiden sein, ob die angefochtene

Neufeststellung berechtigt ist oder nicht, Da noch offen

ist, wie die Vergleichsberechnung ausfallen wird, hatte
der Senat nicht schon über die bisher streitige Frage zu
entscheiden, ob eine Einkommensminderung von 40 V„H°

— gegenüber der vom OVA festgestellten und der üblicherwei—

se für eine Höherbewertung nach 5 50 Abs° 2 BVG geforder—

ten Differenz von 20 V„H° (BSG 29, 459, 444 f; Vgl° auch
BSG, BreithauPt 4966, 450, 452 f; BSG, Urteil vom 26° Septem—
ber 4968 — 40 RV 458/66) — ausreicht, um den Fortfall eines
besonderen beruflichen Betroffenseins infolge einer wesent—

lichen Ändérung anzunehmen° Bedenklich Erscheint die An—
_sicht des LSG, eine wesentliche Änderung sei in einem Fall
wie dem vorliegenden so lange nicht anzunehmen, als nicht

der wirkliche Verdienst des Beschädigten den des vergleich—

baren Nichtbeschädigten übegsteigt„ Außerdem ließe sich eine
wesentliche Änderung ohne die erforderlichen tatsächlichen

Veränderungen nicht unter Berufung auf das Urteil des BSG
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vom 25° April 4961 — 11 RV 1540/60 (BSG 44‚ 172) vernei—

nen° Denn nach diesem Urteil wird sich an der Feststel—

lung‚ ein Beschädigter sei besonders beruflich betroffen,

allgemein dadurch nichts ändern, daß er wegen alters— oder

aus anderen nicht wehrdienstbedingten Gründen seinen Be-

ruf nicht mehr ausüben könnte° Dies berührt gerade nicht
die Änderung der Verhältnisse, auf denen die letzte

Feststellung des Versorgungsanspruchs beruht°

Nach alledem mußte das angefochtene Urteil aufgehoben und

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

,
LSG zurückverwiesen Werden (@ 470 Abs° 2 Satz 2 SGG)°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten°

Dr° Renner Dr° Renner Dr„ Wulfhorst
für die durch Krankheit
an der Unterschrift ver—
hinderte Senatspräsidentin
Dr° Schwarz
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